
Notariate den Rechtshilfeverkehr durchführen. In 
Strafsachen sehen die RHV an verschiedenen Stellen 
einen unmittelbaren Verkehr der Obersten Staats­
anwaltschaften vor; denn der Rechtshilfeverkehr ist 
Sache der Staatsanwaltschaft, solange sie in dem be­
treffenden Stadium des Strafverfahrens prozessual für 
dessen Durchführung noch zuständig ist. Die Staats­
anwaltschaften vermitteln auch den Rechtshilfeverkehr 
der Untersuchungsorgane mit den entsprechenden 
Organen des anderen Vertragspartners.

Soweit die Gerichte für die unmittelbare Vornahme 
von richterlichen Handlungen, wie z. B. Zeugenverneh­
mungen, Erlaß eines Haftbefehls und dergl. zuständig 
sind, richten sich die der Ausführung solcher Ersuchen 
dienenden, richterlichen Handlungen nach den inner­
staatlichen' Verfahrensvorschriften, einschließlich der 
dort vorgesehenen Rechtsbehelfe. Zustellungen werden 
in der Regel nach den innerstaatlichen Vorschriften 
'bewirkt, nicht formlos, wie früher in Art. 2 des Haager 
Abkommens über den Zivilprozeß vorgesehen war. 
Wenn freilich keine Übersetzung des zuzustellenden 
Schriftstückes beigefügt ist, kann nur formlos zugestellt 
werden und auch dies nur, wenn der Empfänger zur 
Annahme bereit ist, d. h., jede Art der Zwangs- oder 
Ersatzzustellung ist unzulässig40. Eine Beweisauf­
nahme kann, da es sich um Ausübung der Gerichts­
hoheit handelt, innerhalb jedes Staatsgebietes gegen­
über seinen eigenen Staatsangehörigen und Angehörigen 
anderer Staaten als des ersuchenden Staates nur vor 
den ordentlichen Gerichten, also nicht vor dem Konsul 
des ersuchenden Staates durchgeführt werden41. Die 
Grundlagen für die Amtsausübung der Konsuln ent­
halten das Gesetz über den Aufbau und die Funktionen 
der konsularischen Vertretungen der DDR (Konsular­
gesetz) vom 22. Mai 1957 (GBl. I S. 313) und die 
Konsularverträge42. Soweit in den RHV der unmittel­
bare Rechtshilfeverkehr vereinbart ist, dürfen die deut­
schen Vertretungen im Ausland nicht für Rechtshilfe­
ersuchen in Anspruch genommen werden; Rechtshilfe­
ersuchen sind insoweit auch nicht an das Ministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten zu richten. Die diplo­
matischen und konsularischen Vertretungen der DDR 
können aber Rechtshilfeersuchen auch direkt erledigen, 
soweit dies in den RHV vorgesehen ist, wie z. B. für 
Zustellungen an eigene Staatsangehörige43 und für die 
Durchführung gewisser Sicherungsmaßnahmen in 
Nachlaßsachen eines Erblassers des Entsendestaates44. 
Das sind aber eng umgrenzte Ausnahmen; denn grund­
sätzlich ist die Souveränität des anderen Staates bei 
allen auf seinem Gebiet vorzunehmenden Rechtshand­
lungen sorgfältig zu wahren.

Die internationale Rechtshilfe besteht in jeder Art 
von Unterstützung, die ein staatliches Organ des er­
suchenden Staats zur Förderung eines inländischen 
Gerichts- oder Verwaltungsverfahrens von dem ande­
ren vertragschließenden Staate begehrt und gewährt 
bekommt. Sie umfaßt also sowohl die in §§ 66 bis 68 
GVG geregelte Rechtshilfe im engeren Sinne, d. h. die 
von Gerichten durch richterliche Handlungen für Ge­
richte oder andere Justizorgane gewährte Hilfe, als 
auch die sogenannte Amtshilfe, die von Verwaltungs­
organen untereinander geleistet wird. Allgemeiner, von 
jeher anerkannter Grundsatz bei Gewährung der 
Rechtshilfe ist, daß sich die Förmlichkeiten einer Pro­
zeßhandlung nach dem Recht des Ortes ihrer Vornahme 
richten45. Soweit die deutsche ZPO Bestimmungen über 
Rechtshilfe in §§ 199, 202, 363, 364, 791 enthält, hat 
jedoch die Sonderregelung der RHV den Vorrang.

Die Gerichte sind im Rechtshilfeverkehr nach den 
Bestimmungen der Rechtshilfeverträge im allgemeinen

40 Vgl. RHV Art. 9 Abs. 1 Satz 2 bzw. Rumänien Art. 10 
Abs. 1 Satz 2.

41 vgl. RHV mit CSR, Ungarn, Rumänien Art. 2, 3, Polen, 
UdSSR, Bulgarien Art. 3, 4; so auch früher Art. 9, 11, 15 des 
Haager ADkommens über den Zivilprozeß.

42 vgl. oben Anm. 2.
43 vgl. RHV Art. 11, mit Rumänien Art. 12.
44 vgl. RHV mit CSR Art. 45 Abs. 2, 47 Abs. 2, Polen Art. 47 

Abs. 2, 49 Abs. 2, Ungarn Art. 50 Abs. 2, 52 Abs. 2, UdSSR 
Art. 39 Abs. 2, 41 Abs. 2, Bulgarien Art. 46 Abs. 2, 48 Abs. 2, 
Rumänien Art. 41 Abs. 2, 43 Abs. 2.

45 vgl. z. B. Art. 14 des Haager Abkommens über den Zivil-
prozeß.

verpflichtet, zum Zweck der Durchführung des Er­
suchens dieselben Zwangsmittel anzuwenden wie im 
gleichen Fall in einem inländischen Prozeß, und zwar 
entscheidet hier das um Rechtshilfe ersuchte Gericht, 
nicht wie nach § 366 ZPO das Prozeßgericht. Die 
Rechtshilfe in der Zwangsvollstreckung setzt voraus, 
daß der ausländische Vollstreckungstitel auf Grund 
eines RHV anerkannt wird und demgemäß vollstreckt 
werden kann. Unser Prozeßrecht läßt grundsätzlich ein 
Vollstreckungsersuchen ausländischer Behörden nicht 
zu. Der Gläubiger muß Klage auf Vollstreckbarkeits­
erklärung des ausländischen Titels nach §§ 722, 723 
erheben, also einen inländischen Vollstreckungstitel 
erwirken, wenn nicht in einem internationalen Abkom­
men die Vollstreckung ausländischer Titel festgelegt ist 
Eine solche Ausnahme bestand früher nur für Kosten­
entscheidungen gegen den abgewiesenen Kläger. In den 
RHV der sozialistischen Staaten ist in weitem Umfang 
die Anerkennung und Vollstreckbarkeit der Entschei­
dungen des anderen Partners vereinbart46.

Rechtshilfeersuchen sind in der Regel vom Vorsitzen­
den des Prozeßgerichts zu erlassen und persönlich zu 
unterschreiben (vgl. § 202 Abs. 1 ZPO); entsprechendes 
gilt für das staatliche Notariat und andere Organe. Die 
Ersuchen sind in der Regel an das nach dem betreffen­
den RHV zuständige ausländische Justizorgan zu 
richten, soweit direkter Verkehr vorgesehen ist. Zu. 
beachten ist, daß im Verkehr mit der Sowjetunion und 
Rumänien aus Gründen der geographischen Weite des 
Landes bzw. wegen der Schwierigkeiten der Kenntnis 
der zuständigen Organe die Rechtshilfeersuchen über 
das Ministerium der Justiz bzw. die Oberste Staats­
anwaltschaft zu leiten sind47. Einer Vorlegung der im 
direkten Verkehr gestellten Ersuchen bei der Justiz be­
darf es in der DDR im allgemeinen nicht; nur im Ver­
kehr mit der Sowjetunion und Rumänien sind die an 
das ausländische Ministerium der Justiz zu richtenden 
Ersuchen über das Ministerium der Justiz der DDR zu 
leiten. Gleiches gilt für die oben erwähnten Zustellungs­
ersuchen, die von der eigenen diplomatischen oder 
konsularischen Vertretung ausgeführt werden sollen48. 
Auch wenn in Ausnahmefällen Bedenken gegen die 
Durchführung oder Weiterleitung eines Rechtshilfe­
ersuchens bestehen, sollten sie stets dem Ministerium 
der Justiz vorgelegt werden.

Zu beachten ist, daß die im Ausland vorzunehmen­
den Prozeßhandlungen sich ebenfalls grundsätzlich 
nach dortigem Recht richten. Es muß daher, wenn 
ausnahmsweise die Anwendung des Rechts der DDR 
notwendig erscheint, von der in dem RHV vorgesehe­
nen Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, daß die 
Befolgung der Prozeßvorschriften der DDR ausdrück­
lich verlangt werden kann. Die Beachtung der inländi­
schen Vorschriften des ersuchten Staates genügt stets 
zur Wirksamkeit einer Beweisaufnahme, auch wenn 
sie nach den Vorschriften des ersuchenden Staates 
mangelhaft war (vgl. § 369 ZPO). Auf ausdrücklichen 
Wunsch der ersuchenden Stelle kann jedoch auch das 
Prozeßrecht des anderen Staates angewendet werden, 
wenn es nicht den Grundsätzen des inländischen Rechts 
widerspricht.49.

Ein Ersuchen kann aus formellen Gründen zurück­
gesandt werden, z. B. wenn es nicht die vorgeschriebe­
nen Angaben enthält oder die vorgeschriebene Über­
setzung fehlt. Im Interesse der gegenseitigen freund­
schaftlichen Hilfe sollte dies jedoch nur dann geschehen, 
wenn die Durchführung des Ersuchens nicht möglich 
ist, und in diesen Fällen ist die Rücksendung über das 
Ministerium der Justiz angebracht. Wenn die RHV in 
dem Geiste der Grundsätze der Freundschaft und der 
gegenseitigen Unterstützung durchgeführt werden, auf 
denen sie beruhen, so sind nach Möglichkeit alle 
Schwierigkeiten und Verzögerungen bei der Durchfüh­
rung zu vermeiden und durch verständnisvolle Zu­
sammenarbeit zu jüberwinden.

46 vgl. oben Anm. 18 und 33; früher dagegen Art. 18, 19 des 
Haager Abkommens über den Zivilprozeß.

47 Vgl. RHV mit UdSSR Art. 4, Rumänien Art. 3.
48 vgl. RV Nr. 9/56 unter m, 1.
49 vgl. RHV mit CSR und Rumänien Art. 7 Abs. 1 in den än­

deren RHV Art. 6 Abs. 1; früher auch Art. 3, 14 Abs. 2 des 
Haager Abkommens über den Zivilprozeß.
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